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Rückstau, Verspätungen im öf-
fentlichenVerkehr sowie in ihrer
Verkehrssicherheit bedrängte
Primarschüler in der Strassbur-
gerallee: Dies sind drei Gründe,
weshalb das BaslerBau- undVer-
kehrsdepartement (BVD) nach
einemhalben Jahr Schlussmacht
mit einem Verkehrsversuch auf
dem Luzernerring. Eine durch-
gehende Spur für Fahrradfahrer
in Richtung St. Johann hätte ei-
gentlich dasVelofahren imKreu-
zungsbereich des Luzernerrings
und derBurgfelderstrasse siche-
rer machen sollen.

DochMessungen des BVD zei-
gen jetzt, dass die durchgehende
Velospur werktags «während
mehrerer Stunden zu einem lan-
gen Rückstau» auf dem Luzer-
nerring führe. Dieser reiche bis
nach demKreisel Luzerner- und
Wasgenring in den Wasgenring
hinein. Dieser Rückstau, so das
BVD in dem Communiqué wei-
ter, blockiere die Velofahrenden
auch in der durch den Kreisel
führendenHegenheimerstrasse.

Ausweichverkehr in
den Quartierstrassen
Ebenso verlören diverse Linien
des öffentlichen Verkehrs durch
den Rückstauwährendmehrerer
Stunden pro Werktag «jeweils
mehrereMinuten Fahrzeit». Das
Hauptargument für das Ende des
Pilotprojekts des BVD ist aller-
dings der Ausweichverkehr hin-
ein in die Quartiere. Weil Auto-
fahrer sichwieWasserverhalten
und stets den Weg des gerings-
tenWiderstands suchen und fin-
den, benützen sie nun vermehrt
Quartierstrassen, um den durch
die Velospur verursachten Stau
zu umfahren.Wie Zählungen des
BVD zeigen, habe der Verkehr
zum Beispiel in der Strassbur-
gerallee um zwei Drittel zuge-
nommen. Das bedeute in der
Strassburgerallee pro Werktag
ein Plus von 1350Autos, die vom
Wasgenring in Richtung St. Jo-
hann fahren.

Diese Zunahme ist laut dem
BVD vor allem für die sich dort
befindende Primarschule Isaak
Iselin problematisch.Kinder sind
in demBereichmehrmals täglich
unterwegs, und für sie stelle der
Mehrverkehr ein «erhöhtes Risi-
ko» für Unfälle dar. Zudem ver-
läuft durch die Strassburgerallee
eine Veloroute. BVD-Sprecherin
Nicole Stocker sagt auf Anfrage,
dass sich der in die Strassburger-
alleeverlagerndeMehrverkehr an
einemOrt befinde,wo die Behör-
den dieVelofahrenden eigentlich
vor dem Autoverkehr schützen
wollten.

Nach der Aufhebung der
durchgehendenVelospur im Lu-
zernerring will das BVD den zu-
vorabrupt endendenVelostreifen

an derKreuzung zurBurgfelder-
strasse aufheben.Damitmüssten
sich die Autofahrer künftig bei
den Velofahrern und beim Bus
einordnen. Velofahrer und Bus
sind zuvor auf einer eigenen
Velo- und Busspur unterwegs.
Dies, so heisst es in derBVD-Mit-
teilung, klinge zwar nach einem
Nachteil für dieVelofahrer.Aller-
dingsmüssten dieVelofahrenden
künftig nicht mehr ihren Velo
streifen verlassen. Vielmehr
könnten sie durchgehend auf ei-
ner Spur fahren, was eine «ge-
fährliche Situation» fürdie Fahr-
radfahrer beseitige. Die für die
nun geplante Lösungvorgesehe-
ne Markierungwerde im aktuel-
len Kantonsblatt publiziert. Da-
gegen kann rekurriert werden.

Forderung nach
Tempo 30wird laut
RolandChrétien,Geschäftsführer
vonProVelo beiderBasel,will da-
gegen aber nicht vorgehen. Zwar
spricht er am Telefon von einer
«flankierenden Pseudolösung»,
die das BVD den Velofahrenden
präsentiere. Es könne nicht sein,
dass die Situation nach Abbruch
des Versuchswieder ähnlichwie
die ursprünglicheAusgangssitu-
ation sei. Chrétien fordert eine
rasche «Umgestaltung» des be-
treffendenAbschnitts, die «defi-
nitiv mehr Sicherheit» bringe.
Und bis dahin, so die Forderung
von Pro Velo, solle der Auto
verkehr in demBereich nurnoch
mit 30 Kilometern pro Stunde
fahren dürfen.

Durch den Halt bei der Ver-
suchsanordnung bestätigt fühlt
sich der Automobil-Club der
Schweiz Sektion beider Basel
(ACS). Dessen Geschäftsführer
Daniel Seiler sagt: «Wirhabenvo-
rausgesagt, dass sich derVerkehr
in die Quartierstrassenverlagern
und das Ganze zu Rückstau füh-
renwird.»Aus seinerSichtmüss-
ten der Velo- vom Autoverkehr
entflochten und andere Routen
für dieVelofahrer gefundenwer-
den. Zudem müsste der Zubrin-
gerAllschwil endlich gebautwer-
den,welchermit einerTunnellö-
sungdenAutoverkehrvomGebiet
Bachgraben undAllschwil her in
Richtung Autobahn bringt. FDP-
Grossrat Seiler: «Beim Wasgen-
und Luzernerring handelt es sich
umeinewichtigeHauptverkehrs-
achse. Da der Verkehr während
der Stosszeiten dort stockt, wird
auch Tempo 30 nichts bringen.»

DerVersuch mit der durchge-
henden Velospur an der betref-
fenden Kreuzung geht auf einen
tödlichen Velounfall im April
2021 zurück. Damals starb eine
50-jährige Velofahrerin, die un-
ter einen Lastwagen kam.

Martin Regenass

Primarschüler stoppen
Veloversuch
Luzernerring Ein erhöhtes Unfallrisiko und
weitere Gründe führen zu einemUmdenken.

Spezialangebote sollen die integrative Schule künftig stützen. Foto: Nicole Pont

Sebastian Briellmann

Conradin Cramer macht einen
ganz zufriedenen Eindruck an
diesem Mittwochmorgen, und
mandarf ihmGlauben schenken,
wenn er sagt, dass er es auch ist.

DerErziehungsdirektor ist ins
Wasgenringschulhaus gekom-
men, um sein «umfassendes
Massnahmenpaket» fürdie «Ver-
besserungder integrativen Schu-
le» zu präsentieren.Cramer sieht
sichnachder«Konsultation»nun
«auf Kurs», das «Päggli» stosse
«auf breite Akzeptanz».

Kurz: «Sie sehen,wir sind be-
reit. Es ist einVorschlag, dernicht
am Schreibtisch entstanden ist,
sondern gemeinsam mit Men-
schen aus der Praxis.»

Reicht das?
Es ist dies nicht nur ein Mass-
nahmenpaket, sondern auch der
Gegenvorschlag zur Förderklas-
seninitiative, die der integrativen
Schule den Garaus machen will
und auf mehr Separation pocht.

Die Fragen, die bleiben: Ist
Cramers Zuversicht berechtigt?
Hält dieses Paket auch einer De-
batte imGrossen Rat stand? Und
noch viel entscheidender: Rei-
chen die festgelegten Massnah-
men aus, damit die Initiative zu-
rückgezogen wird?

Der Regierungsrat beantwor-
tet die letzte Fragemehrfach, je-
dem Medium einzeln, und stets
strahlt er Zuversicht aus. Seine
Hoffnungen liegen dabei vor
allem auf der Freiwilligen Schul-
synode Basel-Stadt (FSS), die
Lehrergewerkschaft, die auch im
Komitee der Förderklasseniniti-
ative sitzt. Er hofft, dass die FSS
die anderen Initiantenvon einem
Rückzug überzeugen kann.
Darum sagt er: «Ich würde die
Massnahmen gern schon ab

nächstem Schuljahr umsetzen –
dafürmüsste das Begehren aller
dings zurückgezogen werden.»

«Teilseparativ»
Das dürfte allerdings gar nicht
so einfach werden. Denn sein
Paket enthält zwar einen Strauss
an Massnahmen, aber die wich-
tigste Massnahme – dieWieder-
einführung von Förderklassen –
fehlt. Stattdessen sollen es För-
dergruppen sein, mit einer
maximalen Anzahl von 12 Schü-
lerinnen und Schülern, die bei

Lernschwierigkeiten partiell aus
der Klasse herausgenommen
werden–denRest derZeit jedoch
in ihremangestammtenVerbund
verbleiben können.

«Teilseparativ» nennt Cramer
das. Weil man nicht zurück ins
Früherwolle, also in ein System,
das bis vor etwa 20 Jahren das

unbestrittene gewesen ist, aber
man eben doch etwas tun müs-
se, umden Schwierigkeiten («wir
sind an Grenzen gestossen»)mit
der integrativen Schule zu be-
gegnen. Gerade in der Primar-
schule, für die die Massnahmen
gelten sollen.

Dafür soll es auch Lerninseln
geben, also kürzere Time-outs
von der Klasse, und die Förde-
rung von Psychomotorik, Logo-
pädie und des Zentrums für
Frühförderung (ZFF) soll aus
gebaut werden. Für Kinder, die
bereits jetzt nicht in eine Regel-
klasse können – etwa wegen
fremdgefährdenden Verhaltens
–, wird ein Setting geschaffen,
das neu auch Kleinstklassen er-
möglicht. Und in den Kindergär-
ten wird die Möglichkeit eines
Unterrichtsmit zwei Lehrperso-
nen geschaffen.

Kein Rückzug
Das wird jährlich knapp 14 Mil-
lionenanMehrkostengenerieren.
Gut eingesetztes Geld, wie das
Erziehungsdepartement findet.
Obschon nicht alle in der Praxis
dieses Paket begrüsst hätten, sei
es austariert, findet Cramer.Und
er sagt: «Wir können unsere
Bildungspolitik nicht nach einem
Initiativkomitee richten.»

Aus demKreise der Initianten
ist dann auch zu hören, dass Cra-
mersVorschlag ganz sicher nicht
genug nahe an der eigenen For-
derung ist. Initiant Roland Stark
sagt: «Eine Initiativewird immer
erst nach der Schlussabstim-
mung im Grossen Rat zurück
gezogen. Und das entscheidet
dann das Initiativkomitee. Ir-
gendwann 2024.»

Der LDP-Regierungsrat darf
aber allenfalls plötzlich auf un-
erwartete Schützenhilfe hoffen
– ausgerechnet vom vielleicht

wichtigsten Player im Initiativ-
komitee: der FSS. Präsident Jean-
Michel Héritier sagt auf Anfrage
derBaZ: «DasMassnahmenpaket
bringt Verbesserungen mit sich
– aber ja: Die Förderklassen, ein
Anliegen von uns, sind gestri-
chenworden.» Das habe er auch
erst gesternMorgen beimKaffee
erfahren.

Aber Héritier sagt auch: «Die
restlichenVorschläge begrüssen
wir sehr. Sollenwir deshalb stur
auf die Förderklassen pochen?
Oder reicht es uns, dass nach
zehn Jahren Stillstand dank der
Initiative nun ein guter, wenn
auch nicht perfekter Gegen
vorschlag zustande gekommen
ist?»

Politik-Abc
Wie sich die FSS entscheiden
wird –Verbleib im Initiativkomi-
tee oder Support des Gegenvor-
schlags –, entscheiden die Mit-
glieder nächste Woche an der
Delegiertenversammlung. Die
Geschäftsleitung wird keine
Empfehlung abgeben.

Vielleicht liegt es auch daran,
dass Conradin Cramers Laune so
gut ist an diesem Morgen. Ahnt
er, dass sich die FSS seinemVor-
schlag anschliessen wird? Zwar
sagt er, als eigentlich alles schon
gesagt ist, der BaZ noch, dass er
nicht an einen Rückzug des
Volksbegehrens glaube. Wenn
die Initianten allerdings ohne
FSS antretenmüssten, schmäler-
te dies die Erfolgsaussichten
wohl erheblich.

Das stört Stark. Er sagt: «Auch
Héritier weiss nicht, was in der
Bildungskommission und im
Grossen Rat herauskommt. Der
Druck der Initiative muss blei-
ben. Bis zuletzt. Das ist Politik-
Abc. Was will denn die FSS be-
reits jetzt entscheiden?»

Conradin Cramers Coup?
Zumindest ein Störfeuer…
Integrative Schule SeinMassnahmenpaket überzeugt das Förderklasseninitiative-Komitee
zwar nicht restlos, aber den wichtigsten Player könnte er auf seine Seite gezogen haben.

«Es ist ein
Vorschlag, der nicht
am Schreibtisch
entstanden ist,
sondern
mitMenschen
aus der Praxis.»
Conradin Cramer
Erziehungsdirektor Basel-Stadt

Versuchsanordnung: Gefährliche Verengung der Fahrspur an der
Kreuzung Luzernerring und Burgfelderstrasse. Foto: Lucia Hunziker
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Gelterkinden Das hatte sich Peter
Gröflin (EVP) anders vorgestellt.
Der 61-jährige Gelterkinder Ge-
meindepräsident orientierte am
Dienstag seine Ratskollegin und
Ratskollegen, dass er Amt und
Rat verlassenwird.Mit derWahl
im Februar 2020 habe er dasAmt
mit der Absicht angetreten, die-
ses acht Jahre auszuüben, sofern
ihn die Gelterkinderinnen und
Gelterkinder erneut wählten.
Dochmüsse er sich nun umseine
Gesundheit kümmern. Erwerde
deshalb am 3. März 2024 nicht
mehr zurWahl antreten.

Peter Gröflin begründet: «Der
bisherige intensive Verlauf der
aktuellen Amtsperiode mit ei-
nem Start unter Corona-Bedin-
gungen, mit den Auswirkungen
des Ukrainekonflikts, der unge-
plantenÜbernahme des Gemein-
depräsidiums, der angespannten
Finanzlage der Gemeinde, einer
Budgetrückweisung, den kontro
versen Meinungen, wie die Ge-
meindefinanzen saniert undwo
die Gemeindeorganisation er-
neuert werden soll, sowie die
zahlreichen mehr oder weniger
sachlich geführten politischen
Auseinandersetzungen haben
sich negativ auf meine Gesund-
heit ausgewirkt.»

Von 2012 bis 2016 war Peter
GröflinTeil des Zentralvorstands
der EVP Schweiz. Er vertrat von
2012 bis 2022 die evangelisch-re-
formierte Kirchgemeinde Gelter-
kinden-Rickenbach-Tecknau in
der Synode der Kantonalkirche.

Aus ähnlichen Gründen wie
Gröflin trat imMärz 2023 bereits
Mike Keller (FDP), derGemeinde
präsident vonBinningen, zurück.
Keller war 15 Jahre Mitglied des
Gemeinderats,elf JahrePräsident.

Daniel Aenishänslin

Peter Gröflin tritt
imMärz nicht
mehr zurWahl an

Sebastian Schanzer

Es müssen dramatische Szenen
gewesen sein imMärz 2014: Eine
Frau, die amBethesda-Spital ge-
rade mittels Zangengeburt ihr
siebtes Kind zur Welt gebracht
hat, äussert gegenüber den Ärz-
ten und Hebammen ein Gefühl
von Schwäche, sie habe Todes-
angst. Weil sich allerdings auch
ihr Baby wegen Sauerstoffman-
gels in lebensbedrohlicher Lage
befindet, kümmern sich die Ärz-
te zunächst umdasBaby.Esmuss
wiederbelebtwerden.Das gelingt
zwar. Doch das Kind erleidet
schwere Gehirnschäden, die es
seinLeben langbegleitenwerden.

Um die Mutter kümmert sich
das medizinische Personal erst
eingehender, als das Kind von
einer herbeigeeilten Equipe des
Uni-Kinderspitals in Empfang
genommenwird.DenÄrzten ent-
geht allerdings zunächst, dass es
bei der Frauwährend derGeburt
zu einem Riss in der Gebärmut-
ter gekommen ist. Sie verliert viel
Blut, das vor allem in den Bauch
fliesst. Erst als sie lethargisch
wird und sich ihreHaut blassgrau
färbt, wird ihr Bauch per Ultra-
schall untersucht, die innere Blu-
tung entdeckt. DieVerlegung ins
Unispital und die anschliessende
Notoperation können den Tod
der Frau nicht mehr verhindern.

Verteidiger kritisieren
Staatsanwaltschaft scharf
Nunmüssen sich derdamals ver-
antwortliche Geburtshelfer, ein
Belegarzt des Bethesda-Spitals,
und derdamaligeAnästhesist des
Bethesda sowie eine Hebamme
vor dem Basler Strafgericht we-
gen fahrlässiger Tötung und
fahrlässiger schwererKörperver-
letzung verantworten. Gestern
startete die komplexe Verhand-
lung, die auf insgesamt 12 Tage
angesetzt ist. Die Angehörigen
der Opfer warten seit Jahren auf
einUrteil – imMärz kommenden
Jahres würden allfällige Strafta-
ten verjähren.

Die Basler Staatsanwaltschaft ist
derÜberzeugung, alleAngeklag-
ten hätten grundlegende Sorg-
faltspflichten grob missachtet.
So habe man wegen des zu
zögerlichen Geburtsfortschrittes
etwa vorschnell eine Wehen-
schwäche angenommen und ein
Medikament verabreicht, das
Wehen fördert. Laut Beipackzet-
tel sei dieVerabreichung desMe-
dikaments ab dervierten Geburt
allerdings nichtmehr angeraten.
Zudem seien die Frau und ihr
Kind sowohl vor wie auch wäh-
rend und nach der Geburt nicht
hinreichend untersucht und
überwachtworden. Folglich habe
man den Ernst der Lage zu spät
erkannt. Am ersten Prozesstag
wurden die Beschuldigten ver-

nommen. Bevor es allerdings
dazu kam, äusserten alle drei
Verteidiger ihre Unzufriedenheit
mit derArbeit der Staatsanwalt-
schaft (Stawa) und reichten di-
verse Beweisanträge ein, die vom
Dreiergericht unter Vorsitz von
Präsident Roland Strauss gröss-
tenteils abgewiesen wurden.

Die Arbeit der Stawa in die-
sem Fall wird von den Verteidi-
gern schon lange hart kritisiert,
was zu zahlreichen Nebenpro-
zessen und Verzögerungen ge-
führt hat. So ist etwa dem ange-
klagten Anästhesisten erst drei
Jahre nach dem Vorfall eröffnet
worden, dass er angeklagtwerde.
Sein Verteidiger beantragte ges-
tern demStrafgericht, alle in den
ersten drei Jahren gesammelten

Beweise gegen seinen Mandan-
ten als nicht verwertbar zu be-
trachten. Dieser Antrag wurde
vom Gericht angenommen.

Ärzte sind sich uneinig und
weisen Fehler von sich
Bei der Befragung zum Ablauf
des Geburtsvorganges wider-
sprachen sich die beschuldigten
Ärzte teilweise. Es ging um die
Geschehnisse nach der Geburt,
als die Mutter drohte, zu ver
bluten. Der Anästhesist sagte, er
habe seinen Kollegen über deren
kritischen Zustand informiert.
Der Geburtshelfer widersprach.
Beide zeigten sich jeweils über-
zeugt, dass sie ihre Aufgaben als
Fachärzte im Geburtssaal hin
reichend erfüllt hätten. In der

Anklageschrift wird den beiden
Ärzten zudem vorgeworfen, das
Kind zu spät reanimiert zu ha-
ben,was die beiden Beschuldig-
ten bestritten. Bei der Reanima-
tion seien keine Fehler gemacht
worden, sagte der Anästhesist.

Überdie Frage,obdieBeschul-
digten ihreAufgabenhinreichend
erfüllt haben, sind insgesamt drei
Gutachten von medizinischen
Fachpersonenerstelltworden.Die
Verfasserwerden ihre Ergebnisse
heute und am Freitag dem Straf-
gericht präsentieren. In den bei-
dendarauffolgendenWochen sol-
lendiePlädoyers gehaltenwerden,
das Urteil ist für den 24. Novem-
ber vorgesehen. Bis dahin gilt für
alle BeschuldigtendieUnschulds-
vermutung.

Beide Ärzte fühlten sich
nicht verantwortlich
Todesfall im Gebärsaal Vor knapp zehn Jahren ist eine Frau im Bethesda-Spital bei der Geburt ihres Kindes
an inneren Blutungen gestorben. Gestern startete der Prozess gegen zwei involvierte Ärzte und eine Hebamme.

Das Kind der verstorbenen Frau hat durch Komplikationen bei der Geburt bleibende Schäden erlitten. Symbolfoto: Keystone

Laura Grazioli hat genug. Genug
von derPolitik. GenugvomRum-
mel um ihre Person.AmDienstag
hat sie bei der Baselbieter Lan-
deskanzlei ihr Rücktrittsschrei-
ben eingereicht:Nachknappvier-
einhalb Jahren beendet sie ihre
Karriere im Kantonsparlament –
vorerst zumindest. Und sie ver-
lässt auch die Grüne Partei.

Im Frühling noch sagte sie zur
BaZ, dass sie bleibenwolle, in der
«Arena»,wie sie es nennt. In der
Politik, im Landrat und ebenfalls
bei ihrer Partei, den Grünen.Nun
der Sinneswandel. Dabei ist es
nicht das erste Mal in ihrem Le-
ben, dass Grazioli die eigenen
Zukunftspläne überraschend än-
dert.Vielleicht auch ändernmuss.

Eigentlich hätte sie diesen
Herbst für den Nationalrat kan-
didierenwollen – ziemlich sicher
hätte die über die Parteigrenzen
hinaus beliebte Politikerin den

Grünen am letzten Sonntag ein
paar Stimmen gerettet. Im Früh-
ling aber strich sie der Parteivor-
stand von der Liste, weil sie sich
im nationalen Komitee der Sou-
veränitätsinitiative engagiert, ei-
nem Begehren, das von Corona-
Massnahmen-Kritikern um den
LuzernerNicolasA. Rimoldi lan-
ciertworden ist. Fürviele Partei-
mitglieder ein absolutes No-go:
Kurz nachdem Graziolis Unter-
stützung medial die Runde ge-

macht hatte, war sie intern und
später auch öffentlich grosser
Kritik ausgesetzt. Ein Shitstorm
brach über sie herein.

Gleichzeitigweckte sie bei den
Bürgerlichen Begehren. SVP-
Fraktionspräsident Peter Riebli
sagte etwa: «Die Schnittmenge
zwischen Laura Grazioli und der
SVP ist in den letzten Monaten
grösser geworden.Wenn sie sich
einen Parteiwechsel überlegt,
würden wir uns mehr als nur
ernsthaft mit einem Übertritt
beschäftigen.»

Aber die Sissacherin hielt der
Partei und ihrer Fraktion im
Landrat die Treue. Bis jetzt. Auf
Anfrage bestätigt die zweifache
Mutter ihren Rücktritt. Mehr
möchte sie vorerst nicht sagen.

Der ganze Prozess sei fried-
lich verlaufen, betont derweil
Stephan Ackermann, der Frakti-
onschef der Baselbieter Grünen.

«Wir bedauern, dass es so weit
gekommen ist. Die Geschäfts
leitung sowie die Parteispitze
schätzten Laura sehr.»

«Keinen Groll» der Partei
Es habe zudemkeinen Entscheid
gegen Grazioli gegeben, erklärt
Ackermann. «Füruns hat siewei-
terhin keine rote Linie über-
schritten, bei der wir sagen
müssten: So geht es nicht wei-
ter.» Der endgültige Entscheid
sei von ihr gekommen, auch
wenn er sagt: DerWirbel um eine
einzige Person könne sich teil-
weise «lähmend» auf die partei-
politische Arbeit von allen Be
teiligten auswirken.

Gestern Abend verschicken
die Baselbieter Grünen ein Com-
muniqué, in demauch steht, dass
Grazioli «über die letzten Jahre
in wesentlichen Themengebie-
tenvonderMehrheit derFraktion

und der Partei abgewichen» sei.
«Dies ist längerfristig für beide
Seiten nicht nachhaltig tragbar.»
Vonseiten der Partei gebe «es
aber keinen Groll, im Gegenteil»,
betont Ackermann.

Grazioli tritt perEndeOktober
2023 aus dem Landrat und erst
danach aus der Partei aus. Es
passt zu ihrer Persönlichkeit,
dass sie das Parlament als grü-
ne Politikerin und nicht als Par-
teilose verlässt. Würde sie der
Partei nämlich eins auswischen
wollen,müsste sie als Parteilose
weiterpolitisieren – die Grünen
würden den Sitz damit verlieren.
Nachrückende ist nun aber die
22-jährige Zierpflanzengärtne-
rin Dominique Zbinden aus Itin-
gen. Sie soll die einstige Zu-
kunftshoffnung der Baselbieter
Grünen beerben.

Benjamin Wirth

Laura Grazioli tritt aus dem Landrat zurück und verlässt die Partei
Eklat bei den Grünen Die 38-Jährige entscheidet sich für einen Platz im Komitee der Souveränitätsinitiative.

Für den Rücktritt entschieden:
Laura Grazioli. Foto: Pino Covino

Psychiatrie Baselland
wieder erreichbar
Cyberangriff Knapp zweiWochen
nach einem Cyberangriff ist die
Psychiatrie Basellandwieder per
E-Mail erreichbar.DerNormalbe-
trieb werde schrittweise wieder
aufgenommen, hiess es in einer
Mitteilungvon gestern.MitteOk-
toberhatte eineHackergruppe ei-
nengrossenTeil der IT-Datenver-
schlüsselt. Wegen des Angriffs
warendie IT-Systeme aus Sicher-
heitsgründen heruntergefahren
worden.Die Psychiatrie Baselland
war lediglich per Post und Tele-
fon erreichbar. (SDA)

28Millionen Franken
mehr an denÖV
Baselbiet Die Kosten für den öf-
fentlichenVerkehr in den Jahren
2022 bis 2025 fallen im Kanton
Baselland höher aus. Die Basel-
bieter Regierung beantragt dem
Landrat eine Erhöhung derAus-
gabenbewilligung um28,06Mil-
lionen Franken.DerBetrag ist für
den bereits vom Landrat bewil-
ligten 9. Generellen Leistungs-
auftrag für die Jahre 2022 bis
2025 vorgesehen,wie die Regie-
rung gesternmitteilte. Grund für
die Erhöhung, die einer Kosten-
steigerung von 4,8 Prozent ent-
spricht, sind unter anderen we-
niger hohe Einnahmen bei den
Transportunternehmen. Hinzu
kommenMehrkostenwegen der
Teuerung in Höhe von 29,5 Mil-
lionen Franken, die dem Parla-
ment zurKenntnisnahmevorge-
legt werden. (SDA)
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